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↓  empfehlungen

2023  / Verwundbarkeit und Resilienz im Zeichen multipler Krisen / nachhaltiger frieden

1     in krisen helfen und politische reformen 
unterstützen Die Hilfe zur Krisenbewältigung 
sollte nicht allein auf eine Rückkehr zum Status 
quo abzielen. Sie muss vielmehr die Governance- 
Qualität und Rechenschaftspflicht von Regierungen 
erhöhen. Wo dies nicht gelingt, sollten sich inter-
nationale Geber:innen zurückhalten und verstärkt 
mit zivilgesellschaftlichen Partner:innen koope-
rieren.

2     Verantwortlichkeit nicht allein auf lokale ebene 
abwälzen Um Gemeinschaften vor Ort in ihrer 
Krisenfestigkeit zu unterstützen, reichen lokale 

„Selbstheilungskräfte“ nicht aus. Vielmehr müssen 
sie durch staatliche Basisdienstleistungen gefördert  
werden. Effektive Resilienzstrategien sollten nicht 
zuletzt umstrittene Eigentums- und Nutzungsver-
hältnisse klären. 

3     legitime lokale akteur:innen einbeziehen  
Gerade bei schwacher Staatlichkeit und hoher 
Korruption ist es wichtig, lokalen Akteur:innen den  
Zugang zu Hilfsgütern und finanziellen Mitteln 
bei der Bewältigung von Katastrophen zu erleich-
tern. Die Bundesregierung muss nachverfolgen, 
wo die Hilfe ankommt und überprüfen, ob die  
lokalen Akteur:innen gegenüber der Bevölkerung 
legitim sind.

4     rechenschaftspflichten externer akteur:innen 
schärfen In Gewaltsituationen sind externe  
Akteur:innen selten neutral, sondern Teil des Kon-
flikt geschehens. Es müssen daher Rechenschafts-
pflichten gegenüber lokalen Gemeinschaften aus - 
gebaut werden. Ein erster Schritt sind Selbstver-
pflichtungen in Verhaltenskodizes sowie Transpa-
renz über die eigenen Aktivitäten.

5     Zivile hilfe darf nicht durch militärische 
logiken bestimmt werden Humanitäre Hilfe, Ent-
wicklungszusammenarbeit und Friedens bildung 
gehören zusammen. Dies darf aber nicht zu einer 
militärischen Vereinnahmung im Kontext interna-
tionaler Interventionen oder zu einer Kopplung 
von humanitärer Hilfe an politische Erwägungen 
führen.

6     regionale strategien für mehr resilienz Krisen  
machen nicht vor Grenzen halt. Um Doppelstruk-
turen zu vermeiden, müssen nationale Resilienz-
programme regional koordiniert und auf ihre 
wechselseitige Kompatibilität hin geprüft werden. 
Hier können die verschiedenen Akteur:innen  
voneinander lernen, um ihre Strategien effektiver 
auszugestalten.

7     digitalisierung als chance Kommunikations-
technologien verbessern die Chance für Früh-
warnung, die Allokation von Hilfsgütern und  
ermöglichen es, Regierungen und Behörden  
rechenschaftspflichtig zu machen. Digitalisierung 
kann helfen, Wissen zu vergemeinschaften und 
schneller zugänglich machen. Zugleich ist der 
breite und sichere Zugang gerade für verwund-
bare Bevölkerungsgruppen zentral.

nachhaltiger frieden /
Verwundbarkeit und Resilienz   

im Zeichen multipler Krisen / 
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Die Anpassungs- und Widerstandsfähigkeit fragiler Gesellschaften ist in Zeiten 

von Klimawandel und Krieg eine globale Herausforderung. Gleichzeitig  

steht der hierfür zentrale Begriff der Resilienz in Gefahr, zu einem Modewort 

zu werden und allein die akute Krisenreaktion in den Vordergrund zu stellen. 

Insbesondere kann der Ansatz instrumentalisiert werden, um internationale 

Hilfsgelder zu erhalten, ohne eine Reform und Transformation der politischen 

Strukturen anzugehen. 

2.1   ↙ Trends und Facetten menschlicher Sicherheit

d ie Weltpolitik scheint zunehmend in den Krisenmodus gewechselt zu sein. Zwar  

ist der Höhepunkt der Covid-19-Pandemie offenbar überschritten, doch bestim-

men Extremereignisse wie das Erdbeben in der Türkei und Syrien vom Februar 2023 

die Schlagzeilen. Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine hat drastische Auswir-

kungen auf die globale Ernährungssicherheit – und ist nur ein Beispiel für zahlreiche 

bewaffnete Konflikte weltweit → 1. Diese Ereignisse haben die Widerstands- und An-

passungsfähigkeit (Resilienz) von Gesellschaften gegen Krisen in den Blick gerückt. 

Resilienz ist etwa gegeben, wenn bei einer Flut, bei einer Dürre oder einer Weltfinanz-

krise die Bevölkerung katastrophale Folgen wie Tod, Armut und Unterernährung ab-

wehren kann sowie Infrastrukturen schnell wieder aufgebaut werden. Die Krisenfes-

tigkeit von Gesellschaften ist in Gefahr, wenn die staatliche Steuerungsfähigkeit nur 

schwach ausgebildet ist – aber auch, wenn ein repressiver, „starker“ Staat Ressourcen 

nicht an die Bevölkerung weiterleitet, sondern für die Herrschafts- und Überlebens-

interessen der politischen Elite instrumentalisiert. 

Unser Argument in diesem Kapitel lautet: Wenn gesellschaftliche Resilienz in starkem 

Widerspruch zu Partikularinteressen staatlicher Eliten steht, sollten politische Bedin-

gungen in internationalen Entwicklungshilfeprogrammen eingeführt werden, welche als 

ultima ratio einen Ausstieg aus der direkten Zusammenarbeit mit dem Staat beinhalten. 

Wo möglich, sollte stattdessen direkt mit gesellschaftlichen Gruppen kooperiert werden.

Gesellschaften  

in schwachen Staaten 

haben geringe  

Resilienz in Krisen

nachhaltiger frieden /
Verwundbarkeit und Resilienz   

im Zeichen multipler Krisen / 
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11 Entwicklung der Menschlichen Sicherheit

Internationale Hilfe steht in diesen Situationen vor einer Gratwanderung: Sie muss  

Rechenschaftspflicht von nationalen und lokalen Akteur:innen einfordern, ohne diese 

zu bevormunden. Und sie muss selbst transparent, berechenbar und nachprüfbar sein. 

Letzteres gelingt nur, wenn das oftmals fragmentierte internationale Handeln besser 

aufeinander abgestimmt wird. Humanitäre Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit und 

Friedensbildung müssen stärker ineinandergreifen, ohne dass es zu einer Vereinnah-

mung ziviler Maßnahmen durch militärische Strategien kommt – wie es mitunter der 

Fall ist. 

Resilienz hat letztlich den Zweck, menschliche Sicherheit zu garantieren, also die Freiheit 

von Mangel bei der Grundbedürfnisbefriedigung und die Freiheit von Furcht um das  

eigene Leben. Eine erste Annäherung, wie sich menschliche Sicherheit verändert hat, 

gibt der Global Peace Index (GPI). Mit seinen 23 Indikatoren verschafft er einen Über-

blick über die Lage bei Gewaltkonflikten, über soziale Sicherheit und Militarisierung. 

Im Vergleich zum Jahr 2021 lässt sich global eine leichte Verschlechterung der mensch-

lichen Sicherheit um 0,3 % feststellen. Diese geringfügige Veränderung ist Teil eines  

seit einem Jahrzehnt anhaltenden negativen Trends im globalen Standardwert des 

GPIs (→ IEP 2022: 4). Ein Grund hierfür ist, dass eine nachhaltige Verbesserung der 

menschlichen Sicherheit in Konflikt- und Post-Konflikt-Ländern nur schwer möglich 

ist. Die Schere zwischen den global friedlichsten und den am wenigsten friedlichen 

Staaten geht daher immer weiter auf → 11 /68.

Positiv ist hervorzuheben, dass sich im Jahr 2022 der Standardwert von mehr Ländern 

verbessert als verschlechtert hat. Entscheidenden Einfluss hierauf hatte der Rückgang 

des Terrorismus weltweit. Gleichzeitig kam es jedoch zu einer Renaissance von Staats-

streichen auf dem afrikanischen Kontinent. So griff das Militär in Burkina Faso, in Guinea, 

im Sudan, im Tschad und in Mali nach der Macht.

Quelle → 2 /83

Rang Land Positions veränderung rang land
Positions-

veränderung

1 Island gleich 163 gleich

2 Neuseeland gleich 162 Jemen gleich

3 Irland + 3 161 Syrien gleich

4 Dänemark – 1 160 Russland  5

5 Österreich + 2 159 Südsudan + 1

friedlichste länder unfriedlichste länder

Rang Land Positions veränderung  

163 Afghanistan gleich

162 Jemen gleich

161 Syrien gleich

160 Russland – 5

159 Südsudan + 1
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gewaltsame demonstrationen nehmen Zu

Im Jahr 2022 setzte sich der bereits über Jahre zu beobachtende große Zuwachs an  

gewaltsamen Demonstrationen fort → 5 /130–133. Sie gelten als gewaltsam, wenn 

staat liche Sicherheitskräfte, die Demonstrierenden oder beide Seiten physische Gewalt 

ausüben. Der Anstieg spiegelt wider, dass in vielen Staaten menschliche Sicherheit  

prekär und gesellschaftlicher Zusammenhalt als wichtige Voraussetzung von Resilienz 

gefährdet ist. Die Anzahl gewaltsamer Demonstrationen erhöhte sich seit Beginn der 

Aufzeichnung im Jahr 2008 um 50 %. So kam es in 126 von insgesamt 163 im GPI  

erfassten Staaten zu einem Anstieg, unter anderem in Kasachstan, Papua-Neuguinea  

und Ruanda. Der Anstieg fällt in eine Zeit, in der es ein Rekordhoch an Autokratien 

gibt, in denen mittlerweile 70 % aller Menschen leben. Diese Entwicklung ist besonders 

gefährlich für Frauen und marginalisierte Gruppen, so etwa Personen, die sich als  

LGBTQIA* 1 identifizieren (→ Boese et al. 2022). 

Insgesamt haben politische Proteste, ob gewaltsam oder friedlich, weltweit zugenom-

men. Auch in Demokratien kam es zu zahlreichen Demonstrationen gegen die eigene 

Regierung. Neben Forderungen nach niedrigeren Preisen für Treibstoff gab es Demon-

strationen gegen Nahrungsknappheit und für bezahlbaren Wohnraum. 

Einschneidende Konsequenzen hatten die Massenproteste gegen die Regierung in  

Sri Lanka im Frühjahr 2022. Auslöser waren Frust und Verzweiflung über die desolate 

wirtschaftliche Lage in der Bevölkerung. Die staatlichen Sicherheitskräfte gingen gewalt-

sam gegen die Proteste vor, konnten den Sturz der Regierung unter Präsident Gotabaya 

Rajapaksa jedoch nicht verhindern. In China reagierte die Staats- und Parteiführung  

auf große Anti-Regierungs-Proteste sowohl mit massenhaften Verhaftungen als auch 

mit einem Einlenken bei der umstrittenen Null-Covid-Politik → 12 /69.

Menschliche Sicherheit  

ist in vielen Gesellschaften 

weltweit prekär

12 Proteste gegen die NullCovidPolitik in China

Im Oktober 2022, wenige Tage vor dem Beginn des  

20. Parteitags der Kommunistischen Partei Chinas,  

sorgten Videos und Fotos von einer Brücke im Pekinger 

HaidianDistrikt weltweit für Schlagzeilen. Auf ihnen  

waren Transparente zu sehen, die die Entmachtung  

„des Diktators und Verräters“ Xi Jinping forderten. 

Wenngleich die HaidianBanner eine singuläre Aktion 

waren, standen sie für den zunehmenden Widerspruch 

gegen die strikte NullCovidPolitik der Regierung.  

Als im November 2022 mehrere Menschen in Zwangs

quarantäne bei einem Hausbrand in der Provinz Xinjiang 

ums Leben kamen, entfachte dies landesweite Proteste 

gegen die drakonischen Maßnahmen der Isolation  

und Abriegelung. Gefordert wurden ein Ende der Test

pflicht und der flächendeckenden Quarantänemaß   

 nah   men ganzer Wohnsiedlungen und Stadtbezirke beim 

Auftreten einzelner Infektionsfälle. Das Symbol des 

Hochhaltens eines weißen Blatts Papier bei den Demon

strationen signalisierte die Unzufriedenheit mit der  

Informationspolitik und der Zensur durch den Staats

apparat. Bevor die Straßenproteste in eine Bewegung 

gegen das politische System umschlagen konnten,  

reagierte die chinesische Regierung mit einer umge

henden Aufhebung der NullCovidMaßnahmen. 
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Weltweit kam es zu einem 31 %igen Anstieg von Todesopfern durch exzessives Vor-

gehen gegen Protestierende im Vergleich zum Jahr 2021. Beispielhaft für ein gewalt-

sames Vorgehen gegen weitgehend friedliche Demonstrationen war die Reaktion  

der sudanesischen Militärmachthaber auf die Protestaktivitäten der Zivilgesellschaft,  

die um die demokratischen Erfolge kämpfte. Auch im Iran waren ab September 2022  

das brutale Vorgehen gegen Demonstrierende, willkürliche Verhaftungen, staatliche 

Exekution, Verschleppungen, Folter und Vergiftungen an der Tagesordnung → 13 /70.

Seit Ende 2022 ist nicht länger die Rede von einer Pan

demie, sondern von einer Grippe – eine Sprachregelung, 

die diese Lockerung nicht als Einlenken, sondern als 

logisches Ende einer erfolgreichen Krisenpolitik aus

weist. Zugleich soll es im Nachgang der Proteste zu 

massenweisen Verhaftungen gekommen sein. Die poli

tische Führung der Volksrepublik China versucht mit 

diesem autokratischen Durchgreifen die fragile Stabilität  

des EinParteiStaates wiederherzustellen. Den harten 

Kurs der Partei hat auch Hongkong zu spüren bekommen:  

Nach mehreren Wellen der immer weiter eskalierenden  

RegenschirmProteste sorgt das 2020 eingeführte Natio 

nale Sicherheitsgesetz für Friedhofsstille. Gegen die 

Protagonist:innen der Regenschirmbewegung wurden 

Haftstrafen verhängt; andere etablierte Formen der  

zivilgesellschaftlichen Meinungsäußerung, wie das in 

Hongkong zuvor alljährlich stattfindende öffentliche 

Gedenken an die Opfer der Niederschlagung der Pro

teste auf dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking 

(1989), sind nunmehr untersagt und werden von den 

lokalen Sicherheitskräften unterbunden.

13 Proteste gegen das theokratische Regime im Iran 

In den letzten zwei Jahrzehnten kam es regelmäßig zu 

Protesten gegen das theokratische Regime im Iran,  

die die Revolutionsgarden stets innerhalb weniger Tage 

niederschlugen. In der Regel konzentrierten sich diese 

von Studierenden und der Mittelschicht getragenen 

Proteste auf die Hauptstadt Teheran. In den vergangenen  

drei Jahren hat sich die Unzufriedenheit mit dem Re

gime strukturell verändert: Spätestens seit Beginn der 

Covid19Pandemie reißen die Proteste nicht mehr ab 

und erfassen immer weitere Teile der Gesellschaft und 

des Landes. Ein zentraler Auslöser waren die Verhaftung 

und Misshandlung von Jina Mahsa Amini am 16. Sep

tember 2022 in einer Polizeistation in Teheran, weil die 

junge Frau kein Kopftuch trug. Sie verstarb infolge der 

erlittenen Verletzungen, die ihr der staatliche Sicher

heits und Repressionsapparat zufügte. Seitdem kam es  

zu massiven Protesten im gesamten Land und in der 

Diaspora. Es sind vor allem Frauen, die die Proteste tragen  

und mit zivilem Ungehorsam (Ablegen des Kopftuchs) 

und Großdemonstrationen das Regime überwiegend 

friedvoll herausfordern. Dieses reagierte mit massiver 

Gewalt und Repression. Die gesellschaftliche Akzeptanz 

der Allianz aus Mullahs und Militärs, die über die letzten  

vier Jahrzehnte eine immer engere Verbindung einge

gangen sind, sinkt; nach jüngsten Umfragen lehnen 80 % 

der Bevölkerung diese ab . Am ehesten ist es die untere 

Mittelschicht, in der die alten Machteliten noch über 

Rückhalt verfügen. 

Die Europäische Union (EU) bezog Stellung in der Aus

einandersetzung und verhängte mit deutscher Unter

stützung Sanktionen gegen den Iran. Diese sind jedoch als 

moderat einzuschätzen. Dazu zählen Sperrungen von 

Bankkonten und Einreiseverbote für Regimevertreter:in

nen. Zugleich werden die Revolutionsgarden nicht als 

Terror organisation eingestuft oder mit Sanktionen belegt. 

Die Zurückhaltung bei Sanktionen, um möglicherweise 

einen neuen Nukleardeal mit Teheran zu erzielen, steht 

in einem starken Spannungsverhältnis zur konsequenten 

Umsetzung einer feministischen oder wertebasierten 

Außenpolitik, die Menschenrechte an erste Stelle stellt.
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2.2   ↙  Verwundbarkeit und Resilienz angesichts multipler Krisen

w ie sollten und können Gesellschaften und Politik auf multiple Krisen reagieren?  

Im Kontext der Covid-19-Pandemie, des russischen Angriffskriegs auf die  

Ukraine und des Klimawandels sind Konzepte der Resilienz immer prominenter geworden. 

Im Fokus stand zu Beginn die Fähigkeit fragiler Gesellschaften, sich an Naturkatas tro-

phen, Veränderungen durch den Klimawandel, aber auch an kriegerische Gewaltkonflikte 

anzupassen. Ziel war es, sich von solchen Erschütterungen zu erholen. Angesichts der 

multiplen Krisen, die vor keinem Land Halt machen, findet in jüngerer Zeit auch die 

Resilienz westlicher Indus triegesellschaften zunehmende Beachtung. 

Seit den 2010er Jahren hat das Konzept der Resilienz in Sozialwissenschaften und  

politischer Praxis nach und nach an Bedeutung gewonnen. Ursprünglich stammt der 

Begriff aus Disziplinen wie den Ingenieurwissenschaften, der Psychologie und der  

Erforschung sozial-ökologischer Systeme. Die Sozialwissenschaften haben das Konzept 

weiterentwickelt und wenden es auf gesellschaftliche, staatliche und wirtschaft liche 

Systeme an. Mit dem Konzept der Resilienz verband sich anfangs ein eher statischer und 

einseitiger Fokus auf die Wiederherstellung eines Status quo ante. Dieser stabilitäts-

orientierte Ansatz ist von vielen Seiten kritisiert worden. Analogien zu den Naturwissen-

schaften, so ein Argument, könnten zu einer Entpolitisierung sozialer Fragen beitragen. 

Darüber hinaus nutzen Regierungen die Resilienz als Instrument der Steuerung: Sie 

wälzen die Verantwortung, sich an Schocks anzupassen, auf die individuelle Ebene der 

Bürger:innen ab. Zudem ist darauf verwiesen worden, dass es bei Krisen und Schocks 

nicht allein darum gehe, zum Ursprungszustand zurückzukehren oder sich anzupassen, 

sondern auch um politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandel. 

resilienZstrategien in fragilen konteXten

Die EU hat das Konzept der Resilienz in ihre politische Praxis aufgenommen. Die Strate-

gien der Europäischen Kommission reichen von Lehren aus Krisen der Ernährungs-

sicherheit (2012) bis hin zu Handlungsansätzen zur Förderung von Frieden in fragilen 

und von Konflikten betroffenen Gesellschaften (2017, 2020). Hinzu kommen Maßnah-

menbündel, die auf eine Stärkung der Resilienz von Individuen bis hin zu Staaten in 

Zeiten des Klimawandels abzielen (2019). Der Rat der EU wiederum wendet das Kon-

zept auf die Schnittstelle von humanitärer Hilfe und Entwicklung an (2017). Auffällig 

ist, dass die Europäische Kommission über Status quo-orientierte Ansätze deutlich  

hinausgeht und die transformative Dimension von gesellschaftlicher, staatlicher und 

wirtschaftlicher Resilienz betont (2017). 

EU verfolgt  

das Ziel, Resilienz  

von Gesellschaften  

zu stärken  
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In Deutschland ist das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (BMZ) seit 2013 maßgeblich an der Erarbeitung von Resilienzstrategien 

beteiligt. Diese befassen sich insbesondere mit Maßnahmen im Übergang von huma  -

ni tärer Hilfe zu langfristiger Entwicklung. Sie stehen im Kontext von Friedenskonso-

lidierung sowie Katastrophenvorsorge und -management. Die Strategien sollen dazu 

dienen, den HDP-Nexus besser zu verzahnen, also humanitäre Hilfe, Entwicklung und 

Peacebuilding enger miteinander abzustimmen. Viele humanitäre Nichtregierungsorga-

nisationen (NRO) befürchten jedoch, dass ihre Arbeit zu sehr von Sicherheitsfragen  

bestimmt würde, wenn sie an den Friedens begriff gekoppelt wird. Es geht ihnen darum, 

bei ihrer Arbeit eigene regionale und inhaltliche Schwerpunkte setzen zu können. Sie 

wollen nicht vom Militär vereinnahmt werden, weil das Rück wirkungen auf ihre Arbeit 

mit der lokalen Bevölkerung hat. Nicht zuletzt bleiben NRO häufig auch nach einer  

externen Intervention im Land und benötigen für diesen „langen Atem“ operative Auto-

nomie und eine eigenständige Legitimation. 

Die Strategie des BMZ hat sich über die Jahre entwickelt: Über die reine Anpassung mit  

Status quo-Orientierung hinaus werden heute Selbsthilfe-Kapazitäten, Multisektoralität, 

Komplementarität und Transformation betont (→ BMZ 2020). Gerade die strukturbil-

dende Übergangshilfe zielt dabei auf unterschiedliche Ebenen, von der individuellen 

über die lokale bis hin zur regionalen oder sub-nationalen. Die Stärkung der Resilienz 

auf der nationalen Ebene sieht das BMZ wiederum als Aufgabe langfristiger Entwick-

lungszusammenarbeit. Die Ausrichtung von Maßnahmen an Stabilisierungs-, Anpas-

sungs- und Transformationskapazitäten ist zielführend und bietet sinnvolle Ansatz-

punkte für die praktische Umsetzung. Begrüßenswert ist, dass auf Länderebene die 

Wirkung teils rigoros evaluiert und die Resilienz analysiert wird. Insbesondere der Fokus 

auf friedliches und inklusives Zusammenleben stärkt die Rolle des Peacebuildings in 

der strukturbildenden Übergangshilfe. Ob letztere allerdings eine Stärkung grundle-

genden Wandels in der Praxis erreicht, ist umstritten. Denn oftmals werden hinderliche 

Strukturen (wie etwa Korruption, gesellschaftliche Ungleichheit, Rechtsunsicherheit) 

nicht konsequent angegangen und überwunden. Unter solchen Voraussetzungen geht 

Resilienzförderung über die Stabilisierung prekärer Verhältnisse nicht hinaus und  

bietet einen geringen Mehrwert gegenüber konventionellen Maßnahmen wie etwa der 

humanitären Hilfe.

resilienZ im euroPäischen und deutschen Zusammenhang

Das Resilienzkonzept wird nicht nur auf Krisen- und Entwicklungsregionen angewendet. 

Zunehmend kommt angesichts der Covid-19-Pandemie, der Folgen des Klimawandels 

(zum Beispiel die Flut katastrophe vom Sommer 2021) und des russischen Angriffs-

kriegs auf die Ukraine auch in Europa und Deutsch land die Frage auf, wie widerstands-

fähig die gesellschaftlichen, staatlichen und wirtschaftlichen Systeme sind. So betont 

die EU die Notwendigkeit, sich auf lokale Anpassung an den Klimawandel einzustellen. 

Sie weist zudem auf die Bedeutung des European Green Deals hin, der Resilienz mit 

Resilienzförderung 

muss mehr sein  

als die Stabilisierung  

prekärer Verhältnisse
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ökologischem Umbau und Wettbewerbsfähigkeit verbindet. Unter dem Stichwort „wirt-

schaftliche Resilienz“ haben die Handels- und Rohstoffpolitik, kritische Infrastrukturen 

sowie die Ernährungssicherung an Bedeutung gewonnen. Resilienz spielt auch ange-

sichts der Ausweitung des Sanktionsinstruments gegen Russland und China eine Rolle, 

in deren Folge die Handelsbeziehungen mehr und mehr zur Funktion der Außen- und 

Sicherheitspolitik wurden. Es geht nun darum, gegenüber Gegenmaßnahmen resilienter 

zu werden → 4. 

Resilienz spielt in Deutschland in einem zentralen sicherheitspolitischen Strategiedoku-

ment eine wichtige Rolle. Das Weißbuch 2016 betont die Widerstands- und Adaptations-

fähigkeit unter anderem gegenüber Cyberangriffen und hybriden Bedrohungen. Seit 

2022 liegt zudem eine vom Bundesinnenministerium verantwortete „Deutsche Strategie 

zur Stärkung der Resilienz gegenüber Katastrophen“ (→ Bundesregierung 2022) vor. 

Sie will auf multiple Krisen reagieren und „Deutschland nachhaltig krisenfester machen“ 

(→ Bundesregierung 2022: 4). Die Vorbereitung auf Krisen wird insofern immer mehr 

zum „Normalmodus“ der Politik.

globale daten Zum katastroPhenrisiko  

durch eXtreme naturgefahren 

Analysen zur Verwundbarkeit (Vulnerabilität von Gesellschaften) sind insbesondere 

dort notwendig, wo sich komplexe Krisensituationen überlagern und Menschen äußerst 

anfällig gegenüber extremen Naturereignissen sind. Dies wurde im Februar 2023 beim 

katastrophalen Erdbeben in Syrien und der Türkei besonders deutlich. Eine jährliche 

Übersicht zu solchen Gefahrenlagen bietet der WeltRisikoIndex, der das Katastrophen-

risiko von insgesamt 193 Ländern angibt.

Das Katastrophenrisiko wird aus dem geometrischen Mittel von Exposition und Vul-

nerabilität berechnet und beruht auf insgesamt 100 Indikatoren (→ Weller 2022: 42).  

Einbezogen in die Berechnung werden auf der Seite der Exposition der Anteil und die 

Anzahl von Personen eines Landes mit Gefährdung durch drei Intensitätsstufen von 

Erdbeben, Tsunamis, Wirbelstürmen, Küsten- und Flussüberschwemmungen, Dürren 

und dem Anstieg des Meeresspiegels. Die Vulnerabilität setzt sich aus den Komponen-

ten der Anfälligkeit, dem Mangel an Bewältigungskapazitäten und dem Mangel an  

langfristigen Anpassungskapazitäten zusammen. Im Bereich der Anfälligkeit werden 

sozioökonomische Entwicklungen und Benachteiligungen, gesellschaftliche Dispari-

täten sowie Anzahl und Anteil der verwundbaren Bevölkerung durch Gewalt, Krieg, 

Katastrophen, Krankheiten und Pandemien erfasst. Indikatoren für Bewältigungskapa-

zitäten gliedern sich in unterschiedliche Bereiche; dazu zählen aktuelle gesellschaftliche 

Schocks, Funktions fähig keit von Staat und Regierung, Korruption sowie Gesundheits-

versorgung. Anpassungskapazitäten werden über die Bereiche Bildung, Forschung, 

langfristige Gesundheits- und Entbehrungseinflüsse sowie Investitionskapazitäten ab-

gebildet (→ Weller 2022: 42–43).

Gesellschaften sind 

von Naturereignissen 

unterschiedlich stark 

bedroht und variieren 

in ihrer Anfälligkeit
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14 Mangel an Anpassungskapazitäten (Stand: Januar 2023)

15 Mangel an Bewältigungskapazitäten (Stand: Januar 2023) Quelle → 2 /83

Quelle → 2 /83

Die dargestellten Grenzen bedeuten keine offizielle Billigung oder Anerkennung durch die Autor:innen.

Sehr gering  0,00–3,47

Mittel  10,02–12,64

Gering  3,48–10,01

Hoch  12,65–39,05

Keine Daten

Sehr hoch  39,06–100,00

Sehr gering  0,00–0,90

Mittel  15,88–24,43  

Gering  0,91–15,87  

Hoch  24,44–33,01  

Keine Daten

Sehr hoch  33,02–100,00  
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Während die genannten afrikanischen Länder in allen Dimensionen der Vulnerabilität 

sehr schlecht abschneiden, ist das Bild in Asien und Lateinamerika unter den Top fünf 

Ländern stärker differenziert. So weisen Myanmar und die Philippinen etwas bessere 

Werte im Bereich der Anpassungskapazitäten auf, während in Lateinamerika Kolumbi-

en, Peru und Ecuador im Bereich der Anpassungskapazitäten im Mittelfeld angesiedelt 

sind → 14 /74. 

trends und ausblick

Wie können internationale Geber:innen den gefährdeten Ländern zielgerechter helfen? 

Zur Beantwortung dieser Frage sind neben der Identifikation globaler Hotspots auch 

die Trends im Bereich der Vulnerabilität relevant. Eine positive Entwicklung ist, dass 

alle Kontinente im Jahr 2022 eine geringere Vulnerabilität als im Jahr 2000 aufwiesen. 

Gleichzeitig wird deutlich, dass sich die Vulnerabilität nicht in einem stetigen, linearen 

Prozess verringert hat. So lag die Verwundbarkeit zu Beginn der 2010er Jahre schon 

einmal unter dem Niveau von 2022. Besonders auffallend ist die deutliche Zunahme der  

Vulnerabilität in Nordafrika nach dem Arabischen Frühling, auf den häufig mit Repres-

sion und Gewalt reagiert worden war. Die Kapazitäten zur Bewältigung und Anpassung 

haben sich zwischen 2010 und 2020 massiv verringert.

globale hotsPots des risikos und der Vulnerabilität 

Durch die umfassende Erhebung vulnerabler Gesellschaften mit einem hohen Risiko 

entsteht ein differenziertes Bild der von multiplen Krisen betroffenen Länder. Globale 

Hotspots des Katastrophenrisikos, bei denen hohe Exposition auf hohe Vulnerabilität 

trifft, liegen in Asien und Amerika. Die Länder mit den höchsten Risikowerten sind  

die Philippinen, Indien, Indonesien, Kolumbien, Mexiko, Myanmar, Mosambik, China, 

Bangladesch und Pakistan. Sie alle weisen Risikoprofile auf, die durch sehr hohe Expo-

sitionen gegenüber verschiedenen extremen Naturereignissen geprägt sind.

Betrachtet man hingegen nur die Vulnerabilitätskomponente des Katastrophenrisikos 

ergibt sich ein anderes Bild → 14/15 /74. Der Kontinent mit der höchsten Vulnerabilität –  

das heißt Anfälligkeit, Mangel an Bewältigungs- und Anpassungskapazitäten – ist Afrika. 

Von den 40 Ländern, die als sehr verwundbar eingestuft werden, liegen weit über die 

Hälfte auf diesem Kontinent. Zentralafrika sticht als besonderer Hotspot der Verwund-

barkeit heraus. Doch auch alle anderen Regionen Afrikas liegen deutlich über dem glo-

balen Median der Vulnerabilität. Das Land mit der höchsten Vulnerabilität ist Somalia, 

gefolgt vom Tschad, dem Südsudan, der Zentralafrikanischen Republik, Niger, Mosambik 

und Äthiopien. In Asien haben Afghanistan, der Jemen, Syrien, Myanmar und die  

Philippinen die höchste Vulnerabilität. In Amerika fallen nur vier Länder in die höchste 

Vulnera bilitätsklasse – Kolumbien, Peru, Haiti und Ecuador. In Europa und Ozeanien 

weist kein Land eine sehr hohe Vulnerabilität auf. 

Der afrikanische  

Kontinent weist  

die höchste  

Vulnerabilität auf



2
76

2023  / Verwundbarkeit und Resilienz im Zeichen multipler Krisen / nachhaltiger frieden

Ein Blick in die Zukunft muss insbesondere zeitverzögerte Effekte der Covid-19-Pandemie 

und aktueller Gewaltkonflikte berücksichtigen. Außerdem sind in vielen Regionen der 

Welt höhere Expositionswerte durch die Folgen des Klimawandels zu erwarten. Steigende 

Durchschnittstemperaturen, stärkere kurzfristige Schwankungen der Großwetterlage 

und häufigere Extremwetterereignisse sowie ein ansteigender Meeresspiegel werden das 

Risiko und den Druck zur Anpassung in vielen Ländern in den nächsten Jahren drastisch 

erhöhen. Viele dieser Ereignisse werden jedoch auf Regionen innerhalb einzelner Länder 

beschränkt sein. Es ist daher wichtig, dass die internationalen Geber:innen eine detail-

lierte Analyse der Betroffenheit und Resilienz einzelner Länder und ihrer substaatlichen 

Regionen vornehmen. Mit zu berücksichtigen sind dabei auch die transnationalen  

Auswirkungen von Krisen.

globale ernährungssicherheit im Zeichen multiPler krisen

Auf der transnationalen Ebene haben Naturkatastrophen und Gewaltkonflikte Folgen 

für die globale Ernährungssicherheit. Eine Besonderheit ist, dass die Auswirkungen der 

Krisen nicht allein auf ein Land oder eine Region beschränkt sind, sondern Einfluss auf 

die globale Ernährungssicherheit haben. In den Jahren 2021 und 2022 stand die globale 

Ernährungssicherheit gleich im Schatten dreier Krisen, die sich im Englischen mit den 

3 Cs – Climate, Covid und Conflict – erfassen lassen. Der Klimawandel ist der am lang-

fristigsten wirkende Faktor: Die Zunahme von Extremwetterereignissen und insbesondere 

Dürren gefährden die Erträge in der Landwirtschaft, was zu Knappheiten und einem 

Anstieg der Lebensmittelpreise führt. Durch den Klimawandel bedingte Engpässe in der 

Lebensmittelversorgung kommen zum Beispiel im östlichen und südlichen Afrika im-

mer häufiger vor (→ Kray et al. 2022).

Die Covid-19-Pandemie verschärfte neben anderen Faktoren (unter anderem die Heu-

schreckenplage in Ostafrika) die Lage. Durch die staatlichen Maßnahmen zur Eindäm-

mung des Coronavirus kam es zu Unterbrechungen in Lieferketten, Lieferverzöge rungen 

und somit zum Mangel an grundlegenden Gütern. Die Food and Agriculture Organization 

(FAO) der VN ging davon aus, dass die Zahl der hungernden Menschen 2021 um 46 Mio. 

Menschen gegenüber dem Vorjahr anstieg und bei gut 828 Mio. Menschen lag (→ Caprile/ 

Pichon 2022: 2).

Im Jahr 2022 verschärfte sich die Lage durch den russischen Angriffskrieg gegen die 

Ukraine. Dieser wirkt sich in dreifacher Weise aus: durch einen Rückgang der ukraini-

schen Anbauflächen und Exporte, durch den Anstieg von Dünger- und Energiepreisen 

sowie durch Protek tio nis mus und Spekulation auf den globalen Nahrungsmittelmärkten. 

Russland und die Ukraine sind für einige Weltregionen bei den Getreideeinfuhren zentral, 

etwa für Nord afrika und den Mittleren Osten (über 50 %) sowie für Ostafrika (90 %, 

davon russische Importe 72 %) (→ Caprile/Pichon 2022: 1). Im Vergleich der Weltregionen 

ist der afrikanische Kontinent besonders von den hohen Preisen für Nahrungsmittel 

betroffen, da sie einen nennenswerten Anteil am Budget der Familienhaushalte ausmachen.

Der Klimawandel  

fordert  

die Krisen festigkeit  

vieler Gesellschaften 

massiv heraus

Drei Krisen bedrohen 

Ernährungssicherheit: 

Klimawandel,  

Covid-19-Pandemie 

und Russlands Krieg 

gegen die Ukraine
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lokale auswirkungen Von krieg, klimawandel  

und ernährungssicherheit

Lokale Gemeinschaften sind besonders bedroht, wenn Krieg, Klimawandel und Ernäh-

rungsunsicherheit zugleich auftreten. Oftmals führen humanitäre Krisen und bewaffnete 

Konflikte zu komplexen Notlagen, in denen die Interessen einer Vielzahl von Akteur:in-

nen konkurrieren. Damit internationale Geber:innen die Resilienz von Gemeinschaften 

angesichts dieser multiplen Krisen nachhaltig stärken können, bedarf es differenzierter 

Konflikt analysen und eines kontextspezifischen Monitorings, um Wissen über die dyna-

mischen Realitäten auf der lokalen Ebene zu schaffen.

Der Gedanke, lokale Resilienz zu stärken, sollte zugleich mit Vorsicht betrachtet werden. 

Denn dies kann zu einer problematischen Verlagerung von Verantwortung auf Indivi-

duen, Haushalte und lokale Gemeinschaften führen. Deren Resilienz hängt jedoch stark 

von ihrem Umfeld ab. Dazu zählen folgende Faktoren:  
 

a)   die staatliche Infrastruktur und die Bereitstellung  

gesundheitlicher und sozialer Grundversorgung (oder deren Fehlen), 

b)  das Verhalten bewaffneter Akteur:innen sowie 

c)   strukturelle, rechtliche und soziopolitische Konflikte,   

etwa um Landrechte und Wasserzugang. 

Zu letzteren gehören umstrittene Eigentumsverhältnisse, das Fehlen rechtlicher Doku-

mentation oder staatlicher Raub, beispielsweise durch illegale Zwangsbesteuerung von 

Bäuer:innen im Gegenzug für Zugang zu ihren Ländereien durch das Militär.

Ein beispielhaftes Zusammenspiel dieser Faktoren findet sich im Südsudan, der in den 

letzten Jahren mehrfach schwere Überschwemmungen erlebt hat. Unter anderem in  

Wau County spüren lokale Gemeinschaften die Folgen der sich ändernden Jahres zeiten 

und klimabedingten Schocks. Dies hat Auswirkungen auf einen der größten Konflikte 

in Wau, nämlich jenen zwischen den Gemeinschaften der Viehzüchter:innen und Land-

wirt:innen. Erstere benötigen Land für ihre Herden und nutzen zuweilen das Land der 

Landwirte zum Grasen ihrer Tiere. Aufgrund veränderter Trocken- und Regenzeiten  

beginnt die Wanderung der Herden oft zu einer früheren Zeit, wenn die Bäuer:innen ihre 

Ernte noch nicht eingeholt haben. Die grasenden Herden zerstören so oftmals ihre Ernten.

Um Resilienz zu  

stärken, bedarf es  

genauer Analysen  

des Kontextes
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Gleichzeitig sind die Landwirt:innen und Viehzüchter:innen von Überschwemmungen 

und Dürren betroffen, welche die Ernten zerstören und zum Viehsterben führen. Dies 

verschärft die Ernährungsunsicherheit und führt oft zu gewaltsamen Konflikten und 

Vertreibungen. Das Zusammenspiel dieser Faktoren hat zudem regionale beziehungs-

weise lokale Aus wirkungen, etwa in veränderten Mobilitätsrouten der Viehzüchter:in-

nen aufgrund der Überschwemmungen. Lokale Konflikte um Viehdiebstähle stehen  

im Südsudan überwiegend in direktem Zusammenhang mit der Politik, da politische 

Führer:innen oder hochrangige Armeeoffizier:innen oft große Herden besitzen und ein  

Interesse am Zugang zu Weide- und Ackerland haben.

Ein konfliktverschärfender Einfluss politischer Akteur:innen ist auch in Mali festzu-

stellen. Nicht der Klimawandel verursacht dort Konflikte, sondern dschihadistische 

Gruppen sind die Urheber:innen eines künstlich hergestellten Ressourcenmangels auf 

der lokalen Ebene. Sie wollen Gemeinschaften durch Drohung und Abschreckung dazu 

zwingen, ihre militärische Kontrolle zu tolerieren, indem sie absichtlich eine Hungersnot 

herbeiführen. Selbst als im letzten Jahr die Regenzeit gut war und ertragreiche Ernten 

vorhergesagt wurden, kam es zu Nahrungsengpässen. In mehreren Orten im Cercle  

Niono – Malis wichtigstem Reisanbaugebiet – hatten dschihadistische Gruppen wieder-

holt Ernten verbrannt, um die Dorfbewohner:innen an der Ernte ihrer Reisfelder zu 

hindern. Wenn diese trotzdem ihre Ernte einholen wollten, wurden sie direkt von den 

Dschihadist:innen angegriffen.

Im Irak prägt Wasserknappheit für viele lokale Gemeinschaften das tägliche Leben und 

die landwirtschaftliche Produktion. Obwohl sich die Ernährungsunsicherheit im Irak 

derzeit auf einem moderaten Niveau befindet, sind alle Provinzen des Landes und ins-

besondere Binnenvertriebene von ihr betroffen. Ernährungsunsicherheit entsteht durch 

bewaffnete Konflikte, die die Lebensbedingungen verschlechtern und entsprechend 

Migration auslösen, durch Ausbeutung seitens sozio-ökonomischer Eliten und durch 

Misswirtschaft. Nachdem Gebiete im Nordirak zwischen 2014 und 2017 vom Islamischen  

Staat (IS) erobert und kontrolliert worden waren, haben das irakische Militär und  

oftmals konkurrierende nichtstaatliche bewaffnete Gruppen die territoriale Kontrolle 

übernommen. Wachsende Arbeitslosigkeit und der Rückgang der landwirtschaftlichen 

Produktion wurden nicht durch staatliche Maßnahmen abgefedert, um das Familien-

einkommen zu sichern. Insbesondere unter der sunnitischen Bevölkerung, die seit  

dem Sturz Saddam Husseins im Jahr 2003 benachteiligt wurde, zählt dieser Mangel an 

staatlichen Dienstleistungen zu den Gründen, warum sich Iraker:innen in den Provinzen 

Ninewa und Anbar dem IS als Kämpfer:innen anschlossen, um ein regelmäßiges Ein-

kommen zu erzielen (→ King 2016).
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strategien Zur stärkung Von resilienZ im gloablen süden

Gesellschaftliche Resilienz hängt in ihrer Nachhaltigkeit entscheidend davon ab, dass 

Staatlichkeit auf zentraler und lokaler Ebene konsolidiert wird. Regierung und Verwal-

tung dürfen dabei nicht von Partikularinteressen dominiert werden, sondern müssen 

allen Bevölkerungsgruppen gegenüber rechenschaftspflichtig sein. Ein zu starker Staat, 

der diktatorisch und repressiv agiert, steht im Widerspruch zum Aufbau gesellschaft-

licher Resilienz. Zugleich erschwert eine schwache staatliche Präsenz in der Fläche 

den Informationsaustausch bereits bei Ausbruch einer Katastrophe. In diesen Fällen ist 

der Rückgriff auf gesellschaftliche Infrastrukturen und die dortigen Netzwerke der ziel-

führende Ansatz, der aber mittelfristig mit der lokalen Verwaltung zu verkoppeln ist. 

Staatliche Resilienzstrategien nehmen eine wichtige Steuerungs- und Scharnierfunkti-

on an der Schnittstelle zwischen internationalen/regionalen sowie lokalen Anstrengun-

gen ein. Doch besteht die Gefahr, dass Resilienz von Regierungen im Werben um inter-

nationale Hilfsgelder als reines Modewort instrumentalisiert wird. Kurzfristige 

Krisenanpassung (beispielsweise bei Migration und Flucht) kann in den Vordergrund 

geraten, während die Reform staatlicher und gesellschaftlicher Bewältigungskapazitä-

ten vernachlässigt wird. Die Regierung Nyusi in Mosambik veranschaulicht dieses Risi-

ko am Beispiel einer lokalen Strategie für den konfliktzerrütteten Norden des Landes  

→ 16 /79. Eigeninteressen politischer Eliten stehen hier im Gegensatz zum Aufbau gesell-

schaftlicher Resilienz.

Resilienzförderung 

läuft oft Gefahr, nur als 

kurzfristige Krisenan-

passung zu dienen

16 Politische Instrumentalisierung von Resilienzstrategien in Mosambik 

Seit Oktober 2017 ist der Norden Mosambiks Schau

platz einer dschihadistischen Rebellion, die sich vor 

allem auf die Provinz Cabo Delgado konzentriert und 

von transnational organisierten islamistischen Netz

werken in Ostafrika gestützt wird. Infolge des Gewalt

ausbruchs sind bislang mehr als 2.000 Zivilist:innen 

getötet und über 800.000 Menschen vertrieben worden.  

Als Reaktion auf diese Entwicklung erarbeiteten meh

rere internationale Geber:innen, darunter die EU, im 

Jahr 2021 im Auftrag der mosambikanischen Regierung  

die sogenannte „Strategie für Resilienz und Entwick

lung im Norden“. Der Plan sieht die Bereitstellung von  

2,5 Mrd. US$ zur Finanzierung von Maßnahmen vor, 

die sowohl der unmittelbaren Krisenbewältigung als 

auch der längerfristigen Überwindung struktureller Ver

wundbarkeiten dienen sollen. So adressiert die Strategie  

neben kurzfristig zu lösenden Problemen wie der poten

ziellen Abnahme sozialer Kohäsion durch massive  

Binnenflucht auch mittel und langfristige Konfliktrisi ken.  

Hierunter zählen die Ausbeutung lokaler Rohstoffe 

durch eine kleine Elite und eine damit verbundene ex

tre me soziale Ungleichheit. Im Gegensatz zu diesem 

integra tiven Ansatz der Geber:innenstrategie negiert 

die mosam  bi kanische Regierung in der Regel die lokalen  

Wurzeln des Gewaltausbruchs und verweist auf externe 

Faktoren. Vor diesem Hintergrund verabschiedete das 

Kabinett von Präsident Filipe Nyusi im Juli 2022 ein 

angepasstes „Programm für Resilienz und integrierte 

Entwicklung im Norden“, welches die Geber:innenüber

legungen zur Notwendigkeit einer tiefgreifenden sozia

len Transformation weitgehend ignoriert. Das Risiko, 

dass das Programm in erster Linie als Instrument einer 

elitä ren Selbstbereicherung durch Entwicklungskoope

ration fungiert und bestehende Ungleichheiten vertie

fen wird, ist dementsprechend hoch.
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die Verbindung Zwischen humanitärer hilfe,  

entwicklung und frieden

Angesichts der multiplen Krisen stößt das System der internationalen humanitären Hilfe 

und Entwicklungszusammenarbeit an Grenzen. Auf dem Global Humanitarian Summit 

2016 wurde daher der HDP-Nexus entwickelt, um die Aktivitäten von NRO und inter-

nationalen Regierungsorganisationen (IRO) im humanitären Sektor (Humanitarian 

Aid), der Entwicklungszusammenarbeit (Development) und in der Friedensschaffung 

(Peace) miteinander zu verknüpfen. Mittlerweile spielt der HDP-Nexus für eine Reihe 

von Regierungen und staatlichen Agenturen eine Rolle, so etwa in Deutschland für das 

BMZ und die Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ). Dadurch soll der 

bisherige Fokus auf einen oder zwei dieser Bereiche über wunden werden. Ein Beispiel 

für den HDP-Ansatz ist, dass Wasserlieferungen durch Lastwagen (humanitäre Nothilfe) 

mittelfristig durch den Aufbau von Wasserinfrastruktur (Entwicklungszusammenarbeit) 

ersetzt werden und zugleich konfliktlösende Maßnahmen zur Vermeidung lokaler  

Konflikte getroffen werden (Friedensschaffung). Der HDP-Ansatz soll NRO und IRO wie 

etwa das VN-Entwicklungsprogramm (UNDP), das Welternährungsprogramm (WFP) 

oder das Weltkinderhilfswerk (UNICEF) in die Lage versetzen, komplexe Krisen nach-

haltiger anzugehen, um eine Neueskalation von Gewalt zu vermeiden.

Die Chance eines solchen Ansatzes besteht darin, die Widerstandsfähigkeit lokaler  

Gemeinschaften zu stärken. So sollen die Projekte im Rahmen des HDP-Nexus im  

Dialog mit lokalen Gemeinschaften konzipiert werden. In Mali werden von NRO durch-

geführte Infrastrukturprojekte, die den Zugang zu Wasser ermöglichen, mit von NRO  

geschaffenen Komitees verknüpft. Diese bestehen aus Repräsentant:innen derjenigen  

Gemeinschaften, die die Infrastruktur wie beispielsweise Wasserpumpen nutzen. Die 

Komitees dienen als Dialogräume, um Lösungen von Konflikten um Infrastruktur aus-

zuhandeln. Ein weiteres Beispiel sind Projekte zur Friedensschaffung im Südsudan, 

über die NRO versuchen, Konflikte zwischen Hirt:innen und Bauer:innengemeinschaften 

zu adressieren. Vereinbarungen zwischen diesen können festlegen, wann und wo 

Hirt:innen mit ihren Herden Land zum Grasen nutzen dürfen. Im irakischen Anbar 

versuchen NRO lokale Initiativen zu unterstützen, Konflikte um den Zugang zu Flüssen 

und Bewässerungskanälen, der für die landwirtschaftliche Nutzung notwendig ist, zu 

lösen. 

Andererseits birgt der Fokus des HDP-Nexus auf lokale Ansätze die Gefahr, dass die 

zugrundeliegenden strukturellen Ursachen der Konflikte (wie umstrittene Land- oder 

Wassernutzungsrechte, fehlende staatliche Dienstleistungen) nicht gelöst werden. Für 

viele transnationale NRO, aber auch für multilaterale Institu tionen und staatliche 

Agenturen ist oft mindestens einer der drei Sektoren neu und eine Überbrückung zwi-

schen den Silos der H-, D- und P-Aktivitäten in der täglichen Arbeit eine große Heraus-

forderung. Entsprechend kann es sein, dass der HDP-Ansatz nur als ein technokratisches 

Instrument der Geber:innen genutzt wird, aber kein Umdenken in der Hilfe stattfindet. 

HDP-Ansatz  

blendet teils  

strukturelle Ursachen  

von Konflikten aus
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Humanitäre Organisationen haben darüber hinaus ernsthafte Bedenken gegen die Kopp-

lung ihrer Arbeit mit der Friedensschaffung geäußert, die sie als eine inhärent politische 

Aufgabe betrachten. Diese widerspreche dem humanitären Mandat und dessen Grund-

sätzen der Unparteilichkeit, Neutralität und Unabhängigkeit. Die Koppelung birgt in  

ihren Augen die Gefahr, dass ihre Arbeit von sicherheitspolitischen Erwägungen verein-

nahmt wird und sie den Zugang zu gefährdeten Bevölkerungsgruppen verlieren. Diese 

Gefahr ist umso größer, wenn der HDP-Ansatz schleichend mit dem Konzept der „ver-

netzten Sicherheit“ verbunden wird.

Ein weiteres Risiko besteht in der Rückbindung der NRO-Aktivitäten an die lokalen 

Gemeinschaften. Dies umfasst zum einen die Auswahl der in den Friedensausschüssen 

beteiligten lokalen Akteur:innen. Wenn die Menschen vor Ort diesen Prozess als intrans-

parent und ungerecht empfinden, weil bestimmte Personen privilegiert oder ausge-

schlossen werden (beispielsweise Frauen), kann dies Ungleichheiten und Konflikte zemen-

tieren. Auch besteht die Gefahr, dass NRO selbst zu einer Konfliktpartei werden oder 

lokale Konfliktdynamiken ungewollt beeinflussen, da sie sich gegenüber den unterschied-

lichen lokalen Konfliktakteur:innen in ihrer Arbeit positionieren müssen. Die faktische  

Rechenschaftspflicht gegenüber der lokalen Bevölkerung ist deshalb ein wichtiger Aspekt, 

um ungewollte negative Effekte wie eine Verstärkung von Konflikten zu vermeiden. Die 

Tatsache, dass NRO überlebenswichtige Ressourcen bereitstellen, erhöht oft die Abhän-

gigkeit derjenigen, denen sie ihre Dienste zur Verfügung stellen. Es ist daher wichtig, 

dass NRO ihre Rechenschaftspflicht gegenüber der lokalen Bevölkerung mit dieser dis-

kutieren. In der Bilanz zeigen diese Beispiele, dass Einzelpersonen oder auch lokale 

Gemeinschaften nicht „an sich“ vulnerabel oder resilient sind. Vielmehr müssen lokale 

Konfliktdynamiken und andere Faktoren, wie beispielsweise Naturkatastrophen, be-

rücksichtigt werden, um Unterstützungsbedarfe zu verstehen oder auch den Wunsch 

nach lokal gesteuerten Initiativen anzuerkennen.

schlussfolgerungen

Die Voraussetzung für eine starke gesellschaftliche Resilienz ist eine hinreichende Verwal

tungskapazität für Basisdienstleistungen. Damit internationale Förderung nicht einseitig 

dem Machtinteresse der Herrschenden dient, ist ein der Bevölkerung gegenüber rechen

schaftspflichtiges und rechtsstaatlich kontrolliertes Handeln der Exekutive un abdingbar. 

Wo gesellschaftliche Resilienz in starkem Widerspruch zu Partikularinteressen staatli

cher Eliten steht, sollten daher Konditionierungen in internationalen Entwicklungshilfe

programmen eingeführt werden, welche – als ultima ratio – einen Ausstieg aus der direkten 

Kooperation mit dem Staat beinhalten. Wo möglich, sollte stattdessen mit gesellschaftli

chen Gruppen direkt zusammengearbeitet werden. Solche direkten Kooperationen sind 

dauerhaft nur tragfähig, wenn mittelfristig auch lokale Behörden in die Planungen einbe

zogen werden. Zudem sollten jene Länder besonders profitieren, welche die Resilienz der 

Gesellschaft in der politischen und sozialen Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen verstehen.
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Vor allem auf der lokalen Ebene kann eine engere Verknüpfung von humanitärer Hilfe, 

Entwicklungszusammenarbeit und Peacebuilding Synergien schaffen. Doch darf diese 

Stärkung des HDPNexus nicht im Schatten „vernetzter Sicherheit“ erfolgen, welche  

das Mandat und die Unabhängigkeit humanitärer NRO gefährdet.

Regionale Ansätze bei Resilienz und beim HDPNexus sind sinnvoll. Die zahlreichen inter

nationalen Programme müssen auf ihre wechselseitige Kompatibilität hin überprüft werden.  

Das Erdbeben in der Türkei und Syrien hat zuletzt erneut verdeutlicht, wie ausschlaggebend 

eine transnationale, länderübergreifende Ausrichtung von Hilfsleistungen ist, um keine 

Doppelstrukturen zu schaffen.

Digitalisierung bietet eine große Chance: Die Verfügbarkeit von (Echtzeit)Daten und ihre 

Auswertung verbessern Frühwarnsysteme und so auch präventiven Schutz. Dabei ist 

nicht zwangsläufig eine flächendeckende staatliche Präsenz notwendig, da die Menschen 

direkt über ihre Handys erreicht werden können. Die internationale Kooperation zwischen 

den unterschiedlichen TsunamiFrühwarnsystemen ist dafür ein positives Beispiel. Bei 

der Erhebung von Schäden und der Zuteilung von Hilfe kann Digitalisierung helfen,  

die benötigten Ressourcen an die richtigen Orte zu bringen. Digitalisierung kann zudem 

die Transparenz des staatlichen und zivilgesellschaftlichen Handelns verbessern. 

Einen richtigen Weg schlägt die Afrikanische Union mit ihrer „Digital Transformation  

Strategy for Africa“ aus dem Jahr 2020 ein, die sich auf Bewältigungskapazitäten unter 

anderem in den Bereichen Bildung, Gesundheit, aber auch Landwirtschaft richtet. 

Ein erster Schritt der deutschen Entwicklungszusammenarbeit ist die Bündelung der 

zahlreichen politischen Initiativen im Rahmen der BMZStrategie „Digital Global“. Gleich

zeitig ist Digitalisierung kein Allheilmittel: Datensicherheit wie auch die Zugänglichkeit 

zur digitalen Infrastruktur müssen mitgedacht werden (→ Bündis Entwicklung Hilft/IFHV 

2022). Zudem können digitale Informationen politisch instrumentalisiert werden. Umso 

wichtiger ist es, auch digitale Resilienzstrategien an die Verbesserung der Governance 

Qualität zu knüpfen.

1 Das englische Kürzel steht für folgende Attribute: lesbian, 

gay, bisexual, transgender/transsexual, queer/questioning, 

intersex, asexual; das * bezeichnet weitere Geschlechts-

identitäten.
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